Kleine Nachlese zu den Golfkriegsbeschlüssen von 1991.
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Am ersten Tag des Golfkriegs, am 17.1.1991, lehnte das Amtsgericht Bonn (BJ 1991,16) den Antrag der Staatsanwaltschaft auf Beschlagnahme eines Flugblatts ab, in dem Soldaten der Bundeswehr die Befehlsverweigerung nahe gelegt wurde, falls sie zum Golfkrieg befohlen würden. Die Bundesregierung vertrat damals selbst die Auffassung, dass ein solcher Einsatz out of area verfassungswidrig wäre. Sie sah es aber nicht als Einsatz an, dass deutsche Soldaten Waffen und Material lieferten, mit ihren Schiffen Sicherungsaufgaben im Mittelmeer erfüllten und mit Kampfflugzeugen im türkischen Erhac die US-Angriffsbasis in Incerlic deckten. Nach den juristischen Regeln von Täterschaft und Teilnahme sind aber Bundeswehrsoldaten im Golfkrieg eindeutig eingesetzt worden. Sie haben Teilaufgaben in einem gemeinsamen Plan der Alliierten zur Befreiung Kuwaits wahrgenommen und eigenverantwortlich im Hinblick auf den gewollten Erfolg erfüllt. Inzwischen ist darüber hinaus unbestritten, dass deutsche Soldaten in den AWACS-Flugzeugen Feuerleitlinien für die angreifenden alliierten Bomber gesendet und damit unmittelbar in die Kampfhandlungen eingegriffen haben. Am 30.4.1992 konnte der Bonner GENERAL-ANZEIGER  – von der Bundesregierung nicht gerügt -  titeln: „Bundesregierung verschwieg die wahre Rolle als Kriegspartei.“
Die Befehlsverweigerung eines Bundeswehrsoldaten wäre also gerechtfertigt gewesen, eine  Beschlagnahme des Flugblatts war unzulässig. 

Das Landgericht Bonn aber hob den Beschluss des Amtsgerichts auf (BJ 1991,17), weil das Vorgehen der Alliierten Uno-Resolutionen entsprochen habe und damit rechtmäßig gewesen sei (was gar nicht zur Debatte stand) und deutsche Soldaten „noch“ nicht eingesetzt seien (was tatsächlich falsch war). Ursprünglich hatte die StA Bonn auch gegen den Beschluss des AG gar keine Beschwerde einlegen wollen, sah sich dazu aber „genötigt“ (?!), als das AG seinen Beschluss gemäß § 35 StPO den Flugblattverfassern zustellte. 
Mit dem Beschlagnahmebeschluss des LG Bonn versuchte die StA nun, Flugblätter, Druckstöcke etc. zu beschlagnahmen, fand aber nichts, so dass sie das AG Bonn bat, den Beschluss des LG Bonn gemäß § 111n StPO wieder aufzuheben, was das AG auch antragsgemäß beschloss.

Ging es nun um’s Recht oder um die Demonstration von Macht oder schlicht um den guten Eindruck höheren Orts, jedenfalls klagte die StA Bonn einige Flugblattverfasser wegen Aufforderung zu strafbaren Handlungen (Befehlsverweigerung) an. Keines der angerufenen Gerichte wollte jedoch verurteilen.

Es liege keine „Aufforderung“ vor, die Meinungsfreiheit decke das, zumindest sei Verbotsirrtum nicht auszuschließen. So ließ sich die entscheidende Verfassungsfrage umgehen, ob deutsche Soldaten 1991 im „Verteidigungsfall“ des GG oder gar in einem Angriffskrieg  (strafbar nach §§ 80,80a StGB) eingesetzt worden sind. 
Selbst die Kammer des LG Bonn, die den Beschluss des AG vom 17.1.1991 aufgehoben hatte, sah  - „nachdem die Luft heraus ist“ -  als nicht strafbar an, dass DIE GRÜNEN bereits im Herbst 1990 zu Fahnenflucht aufgerufen hatten. Auf eine rechtskräftige Entscheidung warten diese Angeklagten bis heute. Wahrscheinlich wird es – wie beim „Soldatenurteil“ oder bei der Verfolgung der Soldaten des Darmstädter Signals -  ausgehen wie’s Hornberger Schießen.
Wie scharf allerdings in Zeiten politischer Turbulenz geschossen wird, zeigt sich nicht nur in dem Ermittlungsverfahren wegen Strafvereitelung, das die Bonner StA gegen den Richter des Beschlusses vom 17.1.1991 eingeleitet (wegen völliger Haltlosigkeit aber auch gleich wieder eingestellt) hat. Es zeigt sich auch in einem vom Verlag dem Richter zugeschickten Exemplar des DEUTSCHLANDmagazins vom 1.2.1991, in dem es u.a. heißt:

„Man kann nur hoffen, dass die Justizbehörden in Bonn und andernorts den Richtern künftig genauer auf die Finger sehen. Denn Juristen, die ihre Stellung missbrauchen, um ihre verqueren Ansichten unters Volk zu bringen und ihre Gesinnungsgenossen mit dem Mäntelchen der Rechtmäßigkeit vor Recht und Gesetz zu schützen, haben in einer demokratischen Rechtsprechung nichts zu suchen. Warten wir’s ab, ob wenigstens in diesem Falle dem Verdacht der Rechtsbeugung nachgegangen wird.“

Donnerwetter! Was wird man da erst von den Verfassungsrichtern sagen müssen, die in der AWACS-Entscheidung das Ansehen der Bundesregierung im Ausland über das Grundgesetz gestellt haben?
